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DaS Land entdeckt den Artenschutz 
Dreierpakt: Regierung, Umweltschützer und Landwirte wollen sich gemeinsam mehr engagieren 

Von Michael B. Berger 

Wunstorf. Auf dem Blühstreifen 
einer alteingesessenen niedersäch­
sischen Bauernfamilie in Wunstorf 
haben am Montag Ministerpräsi­
dent Stephan Weil (SPD), zwei Lan­
desminister und viele andere Ak­
teure einen Vertrag unterzeichnet , 
der denArten~ und Naturschutz auf 
besondere Art fördern soll. 

Wenn die Landesregierung sich 
von dem unterzeichneten Abkom­
men auch keine blühenden Land­
schaften wie nach der deutschen 
Vereinigung verspricht, so doch 
handfeste Ergebnisse von Verbän­
den. Der Bund für Naturschutzbund 
Deutschland (Nabu) und der Land­
volkverband stehen sich sonst eher 
skeptisch gegenüber. Für den Ar­
tenschutz rücken sie • zusammen. 
,,Dieser gemeinsame Schulter­
schh.1ss ist ein großer Erfolg für den 
Umweltschutz in Niedersachsen", 
lobte der Ministerpräsident. 

Es Ist ein Anfang 

Monatelang hatten zuvor Umwelt­
minister Olaf Lies (SPD), Agrarmi­
nisterin Barbara Otte-Kinast (CDU), 
der Nabu und die Vertreter der 
Landwirtschaft verhandelt. Die An­
kündigung des Nabu von Anfang 
März, gemeinsam mit den GFiinen 
ein Volksbegehren für mehr Arten­
schutz zu starten, sorgte für ein hef­
tiges Zähneknirschen bei 
den Vertragspartnern -
sogar unter den Um­
weltschutzverbän­
den, weil nicht 
alle den Zeit­
punkt für be­
sonders ge­
schickt hiel­
ten. 

,,Aber oh­
ne die Ankün­
digung dieses 
Volksbegeh­
rens wären wir 
heute nicht so weit 
gekommen", sagt 
der Nabu-Land.esvorsit-
zende Holger Buschmann. 
Das neue Abkommen sei erst ein 
,, Start-, aber noch tein Endpunkt". 
Entscheidend sei, sagt Landvolk­
VizepräsidentHolger Ren.nies, dass 
man über die angepeilten Ziele und 
Mittel„ auf Augenhöhe" verhandelt 
habe. Vereinbart wurden unter an­
derem: 

■ Breitere Gewässerrandstreifen: 
Entlang der Gewässer dürfen weder 
Dünger noch Pflanzenschutzmittel 
eingesetzt werden. An großen Flüs­
sen müssen diese Schutzstreifen 
zehn Meter breit sein, an kleinen 
Flüssen fünf und an Bächen drei 
Meter - in Ausnahmefällen reicht 
ein Meter. Dafür muss das Wasser­
gesetz angepasst werden, und die 
Bauern, die weniger Fläche bewirt­
schaften können, bekommen Aus­
gleichszahlungen -der Naturschutz 

, wirdals0h0noriert. ,,Daswirdfinan­
ziert durch eine Erhöhung der Was­
serentnahmegebühr", erläuterte 
Umweltminister Lies. Dies bedeute 
aber für die Bürger eine nur geringe 
Erhöhung, dmchsehnittlich im ein­
stelligen Euro-Bereich pro Jahr. 

Die Flora, die Fauna und das Habitat: Mit dem „Niedersächsischen Weg" haben sich die Landesregierung, Naturschützer und Bauern auf 
verbindliche Ziele für einen besseren Schutz der Natur verständigt. FOTOS; JULIAN STRATENSCHULTE/DPA 

Besondere 
Naturschutz­
gebiete: Seit 
1992 schon 

fordert die 
Europäische 

Union die Ein-
richtung soge-

nannter Natura-
2000-Gebiete zum 

Schutz gefährdeter wild le­
bender heimischer Pflanzen- und 
Tierarten und ihrer natürlichen Le­
bensräume. Weil auch Niedersach­
sen damit im Verzug ist, 
droht die EU der Bundes-
republik Bußgelder 
an. Das Land will 
jetzt mehr Tempo 
machen und für die 
nächsten drei Jah-
re jeweils zusätz­

Mehr Bio: Der Anteil des Ökoland­
baus soll von derzeit knapp 5 Prn­
zent bis 2025 auf 10 Prozent wach­
sen, bis 2030 sogar auf 15 Prozent. 
Dies soll durch gezielte Förderung 
(auch der EU) geschehen. Ein­
schränkend heißt es, es müsse die 
Entwicklung des Marktes beobach­
tet werden. 

WIidgebiet Im Solling 

Alle R0ten Listen der bedrohten Ar­
ten Niedersachsens müssen außer­
dem überarbeitet und aktualisiert 

werden. ,,Das ist bitter not­
wendig, denn wir haben 

nur wenige und 
schlechte Dateien", 
sagte Nabu-Chef 
Buschmann, der 
jetzt beobachten 
will, ob die verein­
barten Maßnah­
men auch be-

schlossen und in 
Gesetze gegossen 

lich 30 Millionen 
Euro aus dem Lan­
deshaushalt zur Ver­
fügung stellen. Bis 
2025willesdamitetwa 
15 zusätzliche ökologi­
sche Stationen schaf­
fen, die sich um.die Ge­
biete kümmern. 

Ministerpräsident 
Stephan Weil. . 

werden. Ferner soll im 
Solling bis 2028 ein 
1000 Hektar großes 
Wildnisgebiet entste­
hen. 

Mehr Biotope: Bis 2023 soll auf 
15 Prozent der Fläche Niedersach­
sens ein landesweiter Biotopver­
bund entstehen. Es soll mehr Land­
schaftselemente wie Hecken, 
BalllllFeihen und Alleen geben so­
wie mehr ökologische Beratung für 
Landwirte. 

„Es liegt viel Arbeit 
vor uns, wir haben aber entscheiden­
de Leitplanken gesetzt'', sagte Um­
weltminister Lies. Das sei letztlich 
,,die Skizze, an der wir weiterarbei: 
ten", meinte Agrarministerin Otte­
Kinast. ,, Entscheidend ist, dass man 
auf Augenhöhe spricht", erklärte 
Landvolk-Vize Hennies. 

KOMMENTAR 

Drohlrulisse 

Von Michael B. Berger 

S
o wie eine Schwalbe noch 
keinen Sommer macht, 
schafft ein einziger Blüh­
streifen n0ch kein Lan­

desbiotop. Und im selbst er­
nannten Agrarland Nummer 
eins sind Blühstreifen nicht im­
mer erwünscht, sie rauben einer 
straff organisierten Landwirt­
schaft die Fläche - ein klassi­
scher Nutzungskonflikt. Den 
will Niedersachsens Landesre­
gierung nun lösen und hat sich 
auf einen mühsamen, doch rich­
tigen Weg begeben. Denn es ist 
allemal ratsamer, Landwirte als 
Partner für den Naturschutz zu 
gewinnen, als sie zu verdanµnen 
und unnötige Fronten aufzu­
bauen. 

Doch die Bewährungsprobe 
für die von Umweltminister Olaf 

Lies (SPD) als „niedersächsi­
scher Weg" beschilderte Rol!lte 
kommt noch. Viele derverein­
barten Maßnahmen.müssen fi­
nanziert werden, Kompromisse 
au.eh noch bei bereits vereinbar­
ten Zielen gefunden werden, et­
wa bei den verbreiterten Strei­
fen an den Rändern von Gewäs­
sern. In manchen Gegenden 
kann ein drei Meter breiter Na­
turstreifen, der nicht mit Dünger 
oder anderen Mitteln bearbeitet 
werden darf, schon ein großes 
Hindernis für die Landwirtschaft 
bedeuten. Deshalb sollen Aus­
nahmen erlaubt sein. Aber allzu 
viele Ausnahmen darf es auch 
nicht geben. Das heißt viel 
Arbeit im Detail. 

Das von den Grünen und 
dem Nabu gemeinsam eingelei­
tete Volksbegehren kann man 
als unfreundlichen Akt begrei­
fen (so tun es die meisten der 
Verhandlungspartner) oder 
auch als Drohkulisse. Wie es 
scheint, war diese Drohkulisse 
vorerst erfolgreiab.- denn im­
merhin gibt es jetzt einen Plan. 
Jetzt muss sich der nur noch mit 
Leben füllen. 


